
Nachschlagewerk;: j a

BGHZ:____ nein

BGB § 276 Ca

Auch der in Weiterbildung zum Gynäkologen stehende Arzt 
ist, wenn er eigenverantwortlich eine Geburt übernimmt, da­
für verantwortlich, daß für die Geburt der Behandlungsstan­
dard gewährleistet ist, auf den Mutter und Kind Anspruch 
haben. Er kann aber grundsätzlich darauf vertrauen, daß die 
für seinen Einsatz und dessen Organisation verantwortlichen 
Entscheidungsträger auch für den Fall von Komplikationen, 
mit denen zu rechnen ist und für deren Beherrschung, wie 
sie wissen müssen, seine Fähigkeiten nicht ausreichen, or­
ganisatorisch die erforderliche Vorsorge getroffen ha­
ben; dies gilt nur dann nicht, wenn . für ihn erkennbar -
Umstände hervortreten, die ein solches Vertrauen als nicht 
gerechtfertigt erscheinen lassen.

BGH, Urteil vom 12. Juli 1994 - VI ZR 299/93 - OLG Frankfurt a.M.
LG Gießen
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 12. Juli 1994 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Steffen und die Richter 
Dr. Lepa, Bischoff, Dr. v. Gerlach und Dr. Dressier

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten zu 1) und 2) 
wird das Urteil des 1. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Frankfurt am Main vom 23. September 
1993 im Kostenpunkt und insoweit aufgehoben, 
als zu ihrem Nachteil erkannt worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur an­
derweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen.
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Tatbestand:

Der Kläger wurde am 25. Januar 1983 gegen 5.30 Uhr im 
Städtischen Krankenhaus in N. , dessen Trägerin die Drittbe- 
klagte ist, mit enger Nabelschnurumschlingung um den Hals 
geboren. Bel Blässe, völliger Atonie und nur gelegentlich 
schnappenden Atembewegungen wurde der Apgar-Wert 2 festge­
halten. Der im Kreißsaal diensttuende Erstbeklagte, ein in 
Weiterbildung zum Gynäkologen befindlicher Assistenzarzt, 
saugte den Kläger ab und nahm die Beatmung mit SauerStoff­
beutel auf. Wegen des bedrohlichen Zustandes des Klägers 
ließ er den zu Hause in Rufbereitschaft stehenden Oberarzt 
der Geburtshilflich-Gynäkologischen Abteilung, den in der 
chirurgischen Abteilung diensttuenden Zweitbeklagten 
- gleichfalls einen Assistenzarzt - sowie den Babynotarzt­
wagen der Universitätskinderklinik in G. herbeirufen. Der 
Zweitbeklagte traf nach wenigen Minuten ein und übernahm 
die Sauerstoffbeatmung über die Maske; auch er saugte das 
Kind mehrfach ab. Die beiden Ärzte sprachen sodann über die 
Notwendigkeit einer Intubation, die sie jedoch nicht durch­
führen konnten, weil sie beide in dieser Technik nicht ge­
übt waren. Im Einverständnis mit dem Erstbeklagten, der 
auch mit dieser Injektion nicht vertraut war, spritzte der 
Zweitbeklagte daraufhin eine Natriumbicarbonat-Lösung, eine 
sog. Pufferlösung. Dabei injizierte er, ohne dies zu bemer­
ken, die Lösung in die Nabelarterie statt in die Nabelvene 
des Klägers. Kurz darauf setzte die Spontanatmung ein. Der 
gleich danach eintreffende Oberarzt intubierte den Kläger 
und ließ ihn später in die Universitätskinderklinik verle­
gen.
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Der Kläger ist körperlich schwer geschädigt. Es beste­
hen ein schweres inkomplettes Querschnittssyndrom, eine 
beidseitige unvollständige Lähmung der unteren Gliedmaßen, 
Sensibilitätsstörungen in den Beinen, eine neurogene Bla­
senlähmung, Gelenkskontrakturen in Hüfte, Knie und Fuß ver­
bunden mit einer Hüftluxation und der daraus folgenden Bin­
dung des Klägers an Rollstuhl und Gehapparat. Er steht seit 
seiner Geburt in ständiger ärztlicher und krankengymnasti­
scher Behandlung; er wurde mehrfach operiert.

Der Kläger verlangt von den Beklagten den Ersatz der 
durch seine Behinderung bedingten Aufwendungen, die er zu­
letzt auf 225.184,13 DM beziffert hat, sowie die Zahlung 
eines Schmerzensgeldes; ferner begehrt er die Feststellung 
der Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz seiner auf dem 
Vorfall vom 25. Januar 1993 beruhenden zukünftigen mate­
riellen und immateriellen Schäden.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Oberlan­
desgericht hat die Beklagten verurteilt, als Gesamtschuld­
ner an den Kläger für die aus seiner Behinderung folgenden 
Mehraufwendungen 163.034,53 DM sowie ein Schmerzensgeld in 
Höhe von 200.000 DM - jeweils nebst Zinsen - und eine mo­
natliche Schmerzensgeldrente von 600 DM zu zahlen; ferner 
hat es festgestellt, daß die Beklagten - vorbehaltlich ei­
nes Anspruchsübergangs - als Gesamtschuldner zum Ersatz 
sämtlicher zukünftiger materieller und immaterieller Schä­
den aus dem Vorfall vom 25. Januar 1983 verpflichtet sind.

Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihren Antrag 
auf Klageabweisung weiter.
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Der Senat hat die Revision der Drittbeklagten nicht 
angenommen.

Entscheidungsqründe:

I.

Das Berufungsgericht wirft - sachverständig beraten - 
dem Erstbeklagten als Verstoß gegen die ärztlichen Sorg­
faltspflichten vor, daß er als der für die Geburt verant­
wortliche Arzt die Injektion einer Pufferlösung durch den 
Zweitbeklagten geduldet habe, obwohl nach Lage der Dinge 
eine vorherige Intubationsbeatmung geboten gewesen sei. Ei­
ne Puffertherapie dürfe erst in Betracht gezogen und durch­
geführt werden, wenn ein versuch, den asphyktischen Zustand 
des Neugeborenen durch endotracheale Intubationsbeatmung zu 
verbessern, erfolglos verlaufen sei. Der Erstbeklagte habe 
mit der bei schwerer Asphyxie erheblichen Gefahr einer Ver­
wechslung von Nabelarterie und Nabelvene rechnen müssen. 
Unabhängig von der Gefahr einer solchen Verwechslung und 
den mit ihr verbundenen Schädigungsrisiken entstünden auch 
wirkstoffspezifische Schädigungsrisiken, wenn "gepuffert" 
werde, bevor durch Intubation eine gesicherte Beatmung her­
gestellt worden sei. Die Kenntnis der Regel "Intubation vor 
Pufferung" und das Wissen um die mit der Pufferung verbun­
denen Gefahren hätten bereits 1983 zum gesicherten Stand 
medizinisch-wissenschaftlicher Erkenntnis gehört. Der Erst­
beklagte habe als der die Geburt eigenverantwortlich lei­
tende Arzt die Intubation am Neugeborenen beherrschen müs­
sen,* asphyktische Zustände bei Neugeborenen gehörten zu den 
Geburtskomplikationen, mit denen stets gerechnet werden
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müsse, und die Intubationsbeatmung gehöre zu den zwingend 
erforderlichen Methoden der Reanimation. Die körperlichen 
Schäden des Klägers beruhten auf dem. Verstoß gegen die Re­
gel "Intubation vor Pufferung".

Dem Zweitbeklagten sei eine Verletzung der ärztlichen 
Sorgfaltspflichten unterlaufen, als er die Pufferlösung in 
die Nabelarterie statt in die Nabelvene des Klägers inji­
ziert. habe. Es gelte der allgemeine Grundsatz, daß hochkon­
zentrierte Lösungen stets in die Vene, niemals aber in die 
Arterie hinein zu injizieren seien. Die Schäden, an denen 
der Kläger leide, beruhten auf dieser fehlerhaften Injek­
tion,

II.

Die Erwägungen, mit denen das Berufungsgericht ein 
Verschulden des Erstbeklagten und des Zweitbeklagten be­
gründet hat, halten einer Nachprüfung im Ergebnis nicht
stand.

1. Das Berufungsgericht lastet dem Erstbeklagten als 
Verschulden an, daß er als der die Geburt verantwortlich 
leitende Arzt die "Pufferung" entgegen der Regel "Intuba­
tion vor Pufferung" zustimmend zugelassen hat, obwohl in
vielen Fällen schon die Intubation risikoloser und wir­
kungsvoller zur Reanimation führen könne und er hätte wis­
sen müssen, daß die Gefahr einer Verwechslung von Nabelvene 
und Nabelarterie mit ihren Schädigungsrisiken nicht fern­
liege und überdies wirkstoffspezifische Schädigungsrisiken 
aufträten, wenn vor einer durch Intubation gesicherten Be-
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atmung "gepuffert" werde. Vergeblich beruft sich die Revi­
sion auf die Ausführungen des Gutachters Prof. J., nach de­
nen die Regel "Intubation vor Pufferung" im Jahre 1983 noch 
keineswegs allgemein bekannt und anerkannt gewesen sein 
soll. Die Sachverständigen Prof. V. und Prof. W. hatten in 
klaren und nachvollziehbaren Ausführungen dargelegt, daß im 
Jahre 1983 und davor in der medizinisch-wissenschaftlichen 
Diskussion Einigkeit darüber bestanden hat, daß vor der Ga­
be von Bikarbonat die Beatmung mit einem Tubus gesichert 
sein muß. Danach konnte das Berufungsgericht ohne Rechts­
fehler davon absehen, dem Antrag der Beklagten auf Einho­
lung eines geburtshilflichen Obergutachtens stattzugeben 
(§ 412 ZPO).

Nun ist die Intubation des Klägers nicht deshalb un­
terblieben, weil der Erstbeklagte diese Regel nicht gekannt 
oder die Intubation des Klägers für nicht geboten erachtet 
hätte, sondern weil er - ebenso wie der Zweitbeklagte - in 
dieser Technik nicht geübt war. Nach Auffassung des Beru­
fungsgerichts ist dem Erstbeklagten als dem die Geburt ei­
genverantwortlich leitenden Arzt auch das vorzuwerfen. Da­
mit stellt sich die Frage, ob es dem Erstbeklagten als 
Fehlverhalten vorzuwerfen ist, daß er, ohne die Intuba­
tionstechnik zu beherrschen, die Verantwortung für die Ge­
burt des Klägers übernommen hat.

Die Bejahung eines Übernahmeverschuldens hängt davon 
ab, ob der Arzt nach den bei ihm vorauszusetzenden Kennt­
nissen und Erfahrungen Bedenken gegen die Übernahme der 
Verantwortung für die Behandlung hätte haben und eine Ge­
fährdung des Patienten hätte voraussehen müssen. Es kommt
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darauf an, ob er sich unter den besonderen Umständen des 
Falles darauf verlassen durfte, daß die vorgesehene Behand­
lung ihn nicht überforderte (vgl. BGHZ 88, 248,
258 f. = AHRS 1220/23). Diese für die "Anfängeroperation" 
entwickelten Grundsätze gelten hier entsprechend. Dies be­
deutet hier:

Auch der erst in Weiterbildung zum Gynäkologen sich 
befindende Assistenzarzt ist, wenn er die eigenverantwort­
liche Leitung einer Geburt übernimmt, dafür verantwortlich, 
daß für diese Geburt der Behandlungsstandard gewährleistet 
ist, auf den Mutter und Kind Anspruch haben. Dies ist der 
Behandlungsstandard eines Facharztes. Ist der Assistenzarzt 
nach seinen eigenen Fähigkeiten nicht in der Lage, diesen 
Standard zu gewährleisten, dann darf er die eigenverant­
wortliche Leitung einer Geburt nur übernehmen, wenn dafür 
Vorsorge getroffen ist, daß seine Defizite durch die recht­
zeitige Unterstützung durch andere ausgeglichen werden.
Dies setzt eine entsprechende Organisation seines Einsatzes 
voraus, die in erster Linie Sache der Entscheidungsträger 
ist, die über seinen Einsatz zu befinden haben und seine 
Fähigkeiten und deren Grenzen kennen. Der Assistenzarzt 
kann grundsätzlich darauf vertrauen, daß die für seinen 
Einsatz und dessen Organisation verantwortlichen Entschei­
dungsträger auch für den Fall von Komplikationen, mit denen 
zu rechnen ist und für deren Beherrschung, wie sie wissen 
müssen, seine Fähigkeiten nicht ausreichen, organisatorisch 
die erforderliche Vorsorge getroffen haben. Das gilt nur 
dann nicht, wenn - für den Assistenzarzt erkennbar - Um­
stände hervortreten, die ein solches Vertrauen als nicht 
gerechtfertigt erscheinen lassen.
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Im Streitfall war für Komplikationen dadurch Vorsorge 
getroffen worden, daß der Oberarzt der Geburtshilflich-Gy­
näkologischen Abteilung zu Hause in Rufbereitschaft stand. 
Der Erstbeklagte durfte auf die Funktionstüchtigkeit und 
Erprobtheit dieser Organisation vertrauen, es sei denn, er 
mußte auf Grund konkreter Anhaltspunkte wissen, daß der 
Oberarzt im Fall von Komplikationen, mit denen nach Lage 
der Dinge gerechnet werden mußte, nicht rechtzeitig zur 
Stelle sein werde. Die Beurteilung dieser Frage erfordert 
weitere Feststellungen, die das Berufungsgericht zu treffen 
hat.

Führen die zur Beantwortung dieser Frage gebotenen 
weiteren Feststellungen zu dem Ergebnis, daß dem Erstbe­
klagten ein Übernahmeverschulden nicht vorgeworfen werden 
kann, dann stellt sich für das Berufungsgericht die weitere
Frage, ob dem Erstbeklagten als dem für die Geburt verant­
wortlichen Arzt als Verschulden anzulasten ist, daß er die 
"Pufferung" durch den Zweitbeklagten trotz ihrer Risiken 
zugelassen hat, statt auf das Eintreffen des Oberarztes zu 
warten. Hierzu bedarf es einer sachverständigen Stellung­
nahme zu den Risiken, die für den Kläger mit einem zeitli­
chen Aufschub von Behandlungsmaßnahmen bis zum voraussicht­
lichen Eintreffen des Oberarztes verbunden gewesen wären. 
Diese Risiken mußte der Erstbeklagte gegen die Gefahren ei­
ner "Pufferung" abwägen.

2. Das Berufungsgericht wirft dem Zweitbeklagten als 
Verletzung seiner Sorgfaltspflicht vor, daß er gegen die 
Regel verstoßen habe, niemals in die Arterie hinein zu in-
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jizieren. Auch diese Überlegung erweist sich nicht als 
tragfähig.

Zwar steht die Gültigkeit der genannten Regel außer 
Frage. Auch die Revision bestreitet sie nicht; der Zweitbe­
klagte hat stets geltend gemacht, die Pufferlösung in die 
Nabelvene injiziert zu haben. Die Revision macht jedoch mit 
Recht geltend, daß das Berufungsgericht relevanten Prozeß­
stoff nicht berücksichtigt hat (§ 286 ZPO). Das Berufungs­
gericht hat auf der Grundlage der Ausführungen der Sachver­
ständigen festgestellt, daß zwar bei einem gesunden 
Säugling Nabelvene und Nabelarterie deutlich zu unterschei­
den seien, daß aber in. einem Schockzustand, in dem sich der 
Kläger befunden hat, Zweifel aufkommen könnten, die bei 
schwerer Asphyxie so weit gehen könnten, daß es selbst dem 
erfahrenen Geburtshelfer nicht mit Sicherheit gelinge, die 
Nabelvene von der Nabelarterie zu unterscheiden. Diese 
Feststellungen hätte das Berufungsgericht in die Beurtei­
lung der Sorgfaltspflichtverletzung einbeziehen müssen. Es 
hätte sich deshalb unter Einholung sachverständigen Rates 
mit der Frage auseinandersetzen müssen, ob es dem Zweitbe­
klagten angesichts des situationsbedingten Risikos einer 
Verwechslung der Venen einerseits und des mit einem untäti­
gen Warten auf den Oberarzt für den Kläger verbundenen Ri­
sikos andererseits als Pflichtverletzung vorzuwerfen ist, 
daß er sich überhaupt für die "Pufferung" entschieden hat. 
Ist dies nicht der Fall, war also nach Lage der Dinge eine 
Pufferung geboten oder zumindest vertretbar, dann ist 
- gleichfalls auf der Grundlage einer Beratung durch einen 
Sachverständigen - zu entscheiden, ob dem Zweitbeklagten 
unter Berücksichtigung der bei ihm vorauszusetzenden Kennt-



nisse und Erfahrungen bei der Durchführung der "Pufferung" 
ein Verstoß gegen seine ärztliche Sorgfaltspflicht unter­
laufen ist. Dabei sind die Umstände, unter denen er die 
"Pufferung" vorzunehmen hatte (verminderte Unterscheidbar­
keit der Venen im Schockzustand), in die Gesamtwürdigung 
des Verhaltens des Zweitbeklagten miteinzubeziehen.

III.

Das Berufungsurteil war damit aufzuheben und die Sache 
war an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, um ihm Gele­
genheit zu geben, die erforderlichen Feststellungen zu 
treffen und auf dieser Grundlage erneut zu entscheiden. In 
die dem Berufungsgericht übertragene Entscheidung über die 
Kosten des Revisionsverfahrens sind auch die Kosten der Re­
vision der Drittbeklagten einzubeziehen, die der Senat 
nicht angenommen hat.

Dr. Steffen Dr. Lepa Bischoff

Dr. v. Gerlach Dr. Dressier
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